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ZweiteWahlgänge scheinenwe-
niger interessant zu sein als die
ersten. Darauf deutet zumindest
die Stimmbeteiligung hin. «In
der Regel gehen im zweiten
Wahlgang weniger Leute an die
Urne –vor allem,wenn beim ers-
ten nochweitereThemen zurDe-
batte standen», sagt der Polito-
loge Marc Bühlmann. Er ist Pro-
fessor an der Universität Bern
und Direktor der dort angeglie-
derten Forschungsstelle Année
Politique Suisse, die seit 1965 die
Entwicklungen in der Schweizer
Politik und Gesellschaft verfolgt.

Es gebe aberAusnahmen, be-
tont Bühlmann. Und eine solche
könnte der zweiteWahlgang für
den Ständerat im Kanton Bern
am 17. November sein. Es könn-
te etwas passieren, das im Kan-
ton Bern noch nie da war: Zwei
Linke könnten in die kleine Kam-
mer einziehen. «Diese spannen-
deAusgangslage kann durchaus
Leute mobilisieren.» Die alles
entscheidende Frage ist,welche.

Nachteil für Linke
Die Forschung der letzten fünf-
zig Jahre zeigt: In der Regel kön-
nen die Linken im zweitenWahl-
gangweniger starkmobilisieren
als im ersten. Das weist darauf
hin, dass die im erstenWahlgang
am besten platzierten Hans
Stöckli (SP, bisher) und Regula
Rytz (Grüne) Boden verlieren
könnten. Erst recht,wenn durch
die grüne Welle bei den Natio-
nalratswahlen bürgerlicheWäh-
lerinnen und Wähler auf dem
Land aufgerütteltwerden und an
die Urne gehen, um ein linkes
Berner Tandem im Ständerat zu
verhindern.

Doch die Hand dafür ins Feu-
er legenwürde Bühlmann nicht.
«Der erste Wahlgang war sehr
überraschend.Die Grünen konn-
ten ihre Basis nicht nur in den
Städten ausbauen, sondern auch
aufs Land ausdehnen.» Gerade
die urbane Bevölkerung werde
nach demErfolg im erstenWahl-
gangwohl nochmals an die Urne
gehen. Entscheidend sei, ob die
Wähler derGrünen nurGelegen-
heitswähler sind, die ein Thema
pushen wollten. Oder ob sie das
Geschehen aktiv verfolgen und
somit wissen, dass der Stände-
rat ebensowichtig istwie derNa-
tionalrat.

Denn laut Bühlmann liegt die
Stimmbeteiligung bei einzelnen
Wahlen und Abstimmungen
zwar jeweils zwischen 40 und 50
Prozent. Doch über einen länge-

ren Zeitraumhinweg betrachtet,
gehen 80 bis 90 Prozent der
Stimmberechtigten immer mal
wieder an die Urne. Je nachdem,
welchesThema sie gerade packt.

Kaum andere Anreize
Bühlmann geht davon aus, dass
die Trotzreaktion jener, die von
der grünenWelle erschrecktwur-
den, gemässigter ausfallen wird
als erwartet. «Das Klimathema
war lange omnipräsent.Wer die
Grünen bremsen wollte, konnte
dies bereits bei denNationalrats-
wahlen tun.»Wer etwas verhin-
dernwolle, gehe normalerweise
bei jeder Gelegenheit wählen.

Die Nationalratswahlen, die
zusätzliche Wähler an die Urne
bringen konnten, sind nun zwar
vorbei. Doch in einigen Gemein-
den kommen durchaus andere
Vorlagen vors Volk. Die Stadt
Bern zum Beispiel stimmt über
eine Schwimmhalle ab, die gros-
se Agglogemeinde Köniz über
eine Steuererhöhung. Bringt das
zusätzliche Leute an die Urne?

Bühlmann winkt ab. «Diese
Kraft haben nur stark polarisie-
rende und eher nationale Vorla-
gen», sagt er. Vielmehr könnten
kommunale Abstimmungen
punkto Stimmbeteiligung davon
profitieren, wenn gleichzeitig
kantonale und vor allem natio-
naleAbstimmungen undWahlen
stattfinden.

Ränkespiele lassen kalt
Entscheidend wird auch sein,
wem nach dem Rückzug der
KandidatinnenvonBDP,GLPund

EVP die Mittestimmen zuflies-
sen. Bühlmann sieht da einen
Vorteil für den gemässigten So-
zialdemokratenHans Stöckli und
die FDP-Frau Christa Mark-
walder.Allerdings falle auf, dass
Regula Rytz und insbesondere
der SVP-Kandidat Werner Salz-
mann in diesemWahlkampf sehr
gemässigt auftreten und mög-
lichst nicht polarisieren wollen.

Immer mehr drang in den
letzten Wochen aber an die Öf-
fentlichkeit, dass die bürgerli-
chen und die linken Allianzen
bröckeln. So preschte die FDPmit
der nur fünftplatzierten Christa
Markwalder vor und bootete
BDP-Kandidatin Beatrice Simon
aus. Bei der SVPwiederum emp-
fahlenwichtige Exponentenwie
Nationalrat AdrianAmstutz, nur
Salzmann zuwählen.Und bei der
SP stösst bitter auf, dass die Grü-
nen sich von der Juniorpartnerin
zur ernst zu nehmendenKonkur-
renz mausern.

Laut Bühlmann spielen solche
Ränkespiele für die Beteiligung
aber eher keine Rolle. «Interes-
sierte Wählerinnen und Wähler
verfolgen das Politgeschehen
über Jahre hinweg mit und las-
sen sich von solchenMeldungen
nicht vomWählen abschrecken.»
Sie hätten auch nicht einfach
plötzlich genug von Politik, weil
das Thema omnipräsent sei.
«Wenn sich jemand für Fussball
interessiert, bleibt er ja auch
nicht einemMatch fern, nurweil
gerade erst ein anderer war.»

Sandra Rutschi

Im zweitenWahlgang sind
die Linkenmeist imNachteil
Kanton Bern Die spannende Ausgangslage im Ständeratsrennen könnte mehr Leute
mobilisieren als üblich. Die Frage ist, ob auch Gelegenheitswähler an die Urne gehen.

Stimmenauszählende beim ersten Wahlgang. Foto: Raphael Moser

«Diese spannende
Ausgangslage kann
durchaus Leute
mobilisieren.»

Marc Bühlmann
Professor für Politikwissenschaft
an der Universität Bern

So dürften bei einer Umrüstung
insbesondere die Sendeleistung
und die sogenannte Immissions-
feldstärke, also die Strahlenbe-
lastung in der Umgebung, nicht
zunehmen. «Dabei spielt es kei-
ne Rolle, ob es sich beim Funk-
dienst um 3G, 4G oder 5G han-
delt. Diesewerdenwohl sowieso
noch einige Zeit gemeinsamver-
wendet.» Gehe es hingegen um
eine neue Antenne oder eine Er-
höhung der Sendeleistung, sei in
jedem Fall ein Baugesuch not-
wendig. In jedem Fall müssten
zudemdie Grenzwerte eingehal-
ten werden.

Auch das Bundesamt fürUm-
welt sowie die Konferenz der
kantonalen Baudirektoren emp-
fehlen dieAnwendung des Baga-
tellverfahrens. Trotzdem halten
sich nicht alle Kantone daran. In
Freiburg etwa hat die Regierung
im Juni entschieden, für jegliche
Bauvorhaben im Zusammen-
hang mit Antennen ein ordent-
liches Gesuch zu verlangen. Nur
so könne eine «transparente In-
formation der Bürgerinnen und
Bürger sowie der kantonalen und
kommunalen Behörden» sicher-
gestelltwerden, hiess es damals.
Allerdings ist Freiburg mit die-

ser Haltung bislang klar in der
Minderheit.

Eine Umfrage dieser Zeitung
hat ergeben, dass nur noch die
Kantone Luzern und Zug auf das
Bagatellverfahren verzichten. In
Neuenburg wurde zudem gera-
de letzteWoche ein entsprechen-
der Vorstoss vom Parlament
überwiesen. Und in den Kanto-
nen Jura,Waadt und Genf gibt es
ein 5G-Moratorium – in Bern
wurde ein solches verworfen.

Vergleichmit Pneuwechsel
Entsprechend hält man auch bei
derKantonsregierungwenig von
der Forderung der Grossräte
Kullmann und Vanoni. In ihrer
Antwort auf die Motionen
schreibt sie, dass die aktuelle
Verfahrenspraxis sowohl hin-
sichtlich des Schutzes als auch
des Mitspracherechts der Bevöl-
kerung ausreichend sei. Das
glaubt auch Fachmann Hänzi.
Wie es derName desVerfahrens
schon sage, gehe es um Bagatel-
len.Würde darauf verzichtet, so
steige unnötigerweise der Auf-
wand beim Kanton. «Das wäre
so, wie wenn man nach dem
Wechsel der Sommer- auf die
Winterpneus beimAuto zurKon-
trolle aufs Strassenverkehrsamt
gehen müsste», so Hänzi.

Er glaubt auch nicht, dass die
Bewilligungspraxis in den Ge-
meinden unterschiedlich sei.
Hier seien die Regeln ebenfalls
klar, für Aussenstehende aber
nicht immer einfach zu verste-
hen. Hinsichtlich der Transpa-
renz hingegen sei es tatsächlich
so, dass in einemGesuch der Be-
griff 5G nirgends vorkommen
müsse. Die Dokumente der Be-
treiber, egal, ob im ordentlichen
oder im Bagatellverfahren,wür-
den technologieneutral eingege-
ben. «Das ist seit 2010 so im Ge-
setz geregelt. 5G per se braucht
keine Bewilligung», so Hänzi.

Diesbezüglich zeigt sich der
Regierungsrat gegenüber einer
Änderung offen. Im Sinne der
Transparenz begrüsse er es,
wenn in derPublikation des Bau-
gesuchs auf die neue Technolo-
gie hingewiesen werde. Die Re-
gierungwerde prüfen, inwelcher
Form das verbessert werden
könnte. Ebenso, ob eine Publika-
tion erst nach demVorliegen des
Fachberichts erfolgen könne.

Verzögerungen in Sicht
Egal, wie der Grosse Rat Ende
Monat nun entscheidenwird: Be-
reits jetzt scheint klar, dass sich
durch den immer breiter wer-
dendenWiderstand in derBevöl-
kerung die Einführung von 5G
verzögern wird. Ursprünglich
wollten die Netzbetreiber bis
Ende Jahr 90 Prozent der Schwei-
zer Bevölkerung mit 5G versor-
gen. Nun schreibt aber Sunrise:
«In den Kantonen, die mit ver-
schärften Anforderungen an die
Ausbaugesuche oder mit Mora-
torien auf Verzögerungstaktik
gesetzt haben, muss mit einem
Rückstand des 5G-Ausbaus von
30 Prozent gegenüber den ande-
ren Kantonen gerechnet wer-
den.» So oder so konzentriere
sich das Unternehmen nun auf
jene Kantone und Gemeinden,
die rasch vom technologischen
Fortschritt profitieren wollten.

Baldwird sich zeigen, ob Bern
künftig noch dazugehört.

Der bernische Regierungsrat hat
auf Anfang 2020 eine neue Spi-
talliste für die Psychiatrie er
lassen.Mit der Liste definiert der
Kanton die Leistungsaufträge für
all jene Spitäler, die ihre Leistun-
gen im Rahmen der obligatori-
schen Krankenversicherung ab-
rechnen dürfen.

Die Liste wurde umfassend
erneuert und ersetzt jene aus
dem Jahr 2012. Die neue Liste
enthält nachAngaben der berni-
schen Gesundheits- und Für

sorgedirektion «wichtige Ent-
scheidungen zu den Leistungs-
aufträgen für27Spitalstandorte».

Welche Spitäler in welchem
Umfang psychiatrische Leistun-
gen erbringen, ist derzeit noch
nicht einsehbar. Der Kantonwill
die Liste erst nachAblauf der Be-
schwerdefrist von 30 Tagen ver-
öffentlichen.

Angebot stärker steuern
Klar ist aber, dass der Kanton die
Spitalliste gezielt zur Steuerung

des stationären Angebots ein-
setzt. Und dieses soll weiter ge-
bündelt werden, wie aus der
gestrigenMitteilung derGesund-
heits- und Fürsorgedirektion
hervorgeht.

Spitäler, die in den vergan
genen Jahren gewisse Behand-
lungen nicht oder nur selten
durchgeführt haben, müssen in
Zukunft darauf verzichten.
Spezialisierte Behandlungen sol-
len weiter konzentriert werden.
Der Kanton verspricht sich von

diesen Schritten eine Stärkung
der Behandlungsqualität und
mittelfristig auch eine Kosten-
dämpfung.

Mit den Spitallisten legt der
Kanton das nötige inner- und
ausserkantonaleAngebot für die
Versorgung derBevölkerung fest.
Die Spitalliste für dieAkutsoma-
tik hat derRegierungsrat aufAn-
fang Juli 2019 in Kraft gesetzt.
Jene für die Rehabilitation soll
im kommenden Sommer vor
liegen. (sda)

Kanton erneuert Spitalliste für Psychiatrie
Gesundheitswesen Das Angebot an psychiatrischen Behandlungen wird gebündelt.


